
Abstimmungsvorlage  

Umsetzung der OECD-Mindeststeuer in der Schweiz 

Ausgangslage 

Die aktuelle Besteuerung von grossen, international tätigen Unternehmensgruppen ist nach 

Ansicht der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) und der 

Gruppe der zwanzig wichtigsten Industrie- und Schwellenländer (G20) nicht mehr zeitgemäss. 

Mit der zunehmenden Globalisierung wollen sie für grosse, international tätige Unternehmens-

gruppen besondere Besteuerungsregeln einführen. Rund 140 Staaten, darunter die Schweiz, 

haben sich dazu bekannt, dass grosse, international tätige Unternehmensgruppen mindestens 

15% Steuern auf ihrem Gewinn bezahlen sollen. In der Schweiz werden in diversen Kantonen 

diese 15% bisher nicht erreicht. 

Hintergrund 

Der neuen Mindestbesteuerung unterliegen nur grosse, international tätige Unternehmens-

gruppen mit einem jährlichen Umsatz von mindestens 750 Millionen Franken. In der Schweiz 

zählen einige wenige Hundert inländische sowie wenige Tausend ausländische Unternehmens-

gruppen dazu. Grob 99% der Unternehmen in der Schweiz sind von der Reform daher nicht 

direkt betroffen und werden wie bisher besteuert.  

In allen Kantonen kann eine tiefere Besteuerung als 15% auftreten. Besonders betroffen sind 

aber Kantone mit tiefer Steuerbelastung, in denen viele grosse und profitable Unternehmen 

angesiedelt sind. Falls die Mindestbesteuerung nicht erreicht wird, wird der fehlende Betrag 

mit einer Ergänzungssteuer erhoben. Die Ergänzungssteuer ist eine Bundessteuer. Wie bei der 

heutigen direkten Bundessteuer wird sie aber von den Kantonen umgesetzt und eingefordert. 

Würde die Schweiz auf diese Ergänzungssteuer verzichten, könnten die Ländern, in denen der 

Umsatz erwirtschaftet wird, diese Ergänzungssteuer einfordern. Der Schweiz entginge somit 

Steuersubstrat und die Unternehmen müssten die 15% Steuer ohnehin entrichten. 

Die finanziellen Auswirkungen einer Mindestbesteuerung sind unsicher, da sie stark von der 

Gesetzgebung in anderen Ländern und dem Verhalten der Unternehmen abhängen. Zudem 

können nicht alle Reformelemente zielgenau geschätzt werden. Die Einnahmen aus der Ergän-

zungssteuer werden grob auf anfänglich 1 bis 2.5 Mrd. Franken jährlich geschätzt. 

Die Einnahmen aus der Ergänzungssteuer stehen zu 75% jenen Kantonen zu, in denen die Un-

ternehmen ihren Steuersitz innehaben. Die Kantone entscheiden souverän über die Verwen-

dung der Einnahmen. Sie müssen dabei die Gemeinden berücksichtigen. Dem Bund stehen 

25% der Einnahmen zu, die zur schweizweiten Standortförderung investiert werden sollen. 

Empfehlung 

Nationalrat (127:43) und Ständerat (44:00) haben das Gesetz angenommen. Der Bundesrat 

empfiehlt ebenfalls die Annahme der Vorlage.  
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Argumente 

Pro  

https://www.zukunft-sichern.ch 

Kontra  

https://www.sp-ps.ch/artikel/minimalkom-

promiss-zur-oecd-mindeststeuer-national-

rat-macht-kleinen-schritt-fuer-gerechtere-

umsetzung/ 

 

• Der Steuerwettbewerb zwischen den 

Kantonen wird verringert 

Grosskonzerne würden mit dieser Vor-

lage neu in jedem Kanton gleich viele 

Steuern zahlen. Damit würden Steuer-

paradiese für Grosskonzerne einge-

schränkt werden. 

• Keine Steuergeschenke ans Ausland 

Die schweizerische Umsetzung ist ent-

scheidend, damit Schweizer Unterneh-

men ihre Steuern weiter vollumfänglich 

in der Schweiz bezahlen. Das Geld 

bleibt hier und fliesst nicht ins Ausland. 

• Attraktivität der Schweiz erhalten  

Der Beschluss der OECD setzt die 

Schweiz unter Druck. Der Standortwett-

bewerb nimmt zu. Die Vorlage sichert 

weiterhin attraktive Bedingungen für 

Bevölkerung und Unternehmen.  

• Staatliche Leistungen absichern 

Die Vorlage sichert hohe Steuerbeiträge 

der Unternehmen und stabilisiert damit 

die Finanzierung öffentlicher Leistun-

gen. Das kommt allen zugute.   

• Geld gehört den Kantonen 

Die Kantone können die Einnahmen ge-

zielt dort einsetzen, wo die Steuererhö-

hung zu einem Verlust an Standortat-

traktivität führt. Ein Teil der Einnahmen 

fliesst aber auch in den Finanzausgleich 

und kommt damit auch allen anderen 

Kantonen zugute. 

 

• Ein Grossteil der Mehreinnahmen geht 

nur an wenige Tiefsteuerkantone 

Steuerdumping und der Steuerwettbe-

werb zwischen den Kantonen werden 

so noch mehr angeheizt. Die 50/50-Lö-

sung des Nationalrats (50% der Einnah-

men an den Bund) wäre eine gerech-

tere Verteilung gewesen als die jetzige 

25/75-Lösung, wo das Geld vor allem 

nach Zug und Basel-Stadt fliesst. Die 

anderen Kantone profitieren kaum von 

dieser Ergänzungssteuer.   

• Zu wenig zusätzliche finanzielle Mittel 

für den Bund 

Die finanzielle Lage des Bundes ist an-

gespannt, zusätzlich soll der Bund den 

Kantonen bei der Familienbetreuung, 

Klimaschutz und Prämienverbilligung 

unter die Arme greifen. Deshalb sollte 

dem Bund mehr Mittel zur Verfügung 

stehen. Diese werden aber mit dieser 

Vorlage zu gering ausfallen. 

• Die Schweizer Umsetzung ist kein Bei-

trag zu mehr globaler Steuergerechtig-

keit 

Die Einführung der OECD-Mindest-

steuer verhindert die Gewinnverschie-

bungen weder auf internationaler 

Ebene noch in die Schweiz. Dafür ist der 

Steuersatz von 15% viel zu tief. Die 

Schweiz verhandelte diesen Steuersatz 

aktiv herunter.  
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